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Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Erste 
Richtlinie des Rats betreffend Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge sowie einen Vorschlag der 
Kommission der EWG zur Änderung der allgemeinen Pro- 
gramme für das Niederlassungsrecht und den 
Dienstleistungsverkehr 

— Drucksache lV/2508 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Burgbacher 


I- 

Der Entwurf der Ersten Richtlinie des Rats be- | 
treffend die Koordinierung der Verfahren zur Ver- | 
gäbe öffentlicher Bauaufträge ist auf Grund des 
Artikels 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften von dem Herrn 
Bundeskanzler am 6. August 1964 an den Deutschen 
Bundestag übersandt worden und mit Schreiben des 
Herrn Bundestagspräsidenten vom 10. September | 
1964 dem Wirtschaftsausschuß federführend und i 
dem Ausschuß für Arbeit mitberatend zugewiesen | 
worden. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vorlage j 
in vier Sitzungen behandelt. j 

II. : 

Durch die Richtlinie werden allen Mitgliedstaaten 
der EWG auf Grund des Artikels 189 des EWG-Ver- 
träges Verpflichtungen für das Verfahren bei der 
Vergabe und Durchführung von Bauaufträgen der 
öffentlichen Hand auferlegt. Diese Verpflichtungen 
betreffen entsprechend einem Beschluß des Rats 
vom 25. Oktober 1960 insbesondere: die Beseiti- 
gung von Diskriminierung in technischen Lieferbe- 
dingungen, Vorschriften über die erhöhte Publizität 
bei Vergabe von Bauaufträgen, über den Inhalt der 
Ausschreibungen und über die Bedingungen für die 
Teilnahme an der Vergabe, Alternativvorschriften | 


über die zulässigen Zuschlagskriterien und die Ein- 
richtung und Befugnisse eines Beratenden Aus- 
schusses der Mitgliedstaaten unter Vorsitz eines 
Vertreters der Kommission. Trotz der in den Mit- 
gliedstaaten bestehenden verschiedenen Systeme 
und Vergabevorschriften für öffentliche Bauaufträge 
— • fiskalische Betätigung der öffentlichen Hand in 
der Bundesrepublik Deutschland und Rechtsnatur 
der Vergabe als eines Staatshoheitsaktes in ande- 
ren Mitgliedstaaten — ist von der Durchführung 
der Richtlinie in den Mitgliedstaaten eine Förde- 
rung des Wettbewerbs und eine Ausschaltung von 
Diskriminierung der Unternehmer anderer Mit- 
gliedstaaten zu erwarten. 

III. 

Der Wirtschaftsausschuß hat den Richtlinienent- 
wurf wegen seiner weittragenden Bedeutung für das 
öffentliche Auftragswesen sehr eingehend beraten. 
Der Ausschuß hat in Kenntnis der Stellungnahme 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses, der zustän- 
digen Ausschüsse des Europäischen Parlaments und 
des Europäischen Parlaments selbst beraten und ver- 
sucht, seine Stellungnahme mit derjenigen des Bun- 
desrates zu koordinieren. 

ln diesem Zusammenhang möchte der Ausschuß 
vor dem Bundestag darauf hinweisen, daß für die 
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Arbeit der zuständigen Ausschüsse eine umfassende i 
Koordinierung mit den Arbeiten der europäischen | 
Gremien von großer Wichtigkeit ist. Diese spezielle 
Koordination kann — wie sich gezeigt hat — nur 
durch die Ausschußsekretariate erfolgen. Diese müs- 
sen jedoch für diese Aufgaben personell besser 
ausgestattet werden. 

Der Ausschuß hat gegen die vorgesehenen Maß- 
nahmen, soweit sie geeignet sind, den Wettbewerb 
zu fördern, Diskriminierungen abzubauen, und Ver- 
waltungsvorschriften zu harmonisieren, keine grund- i 
sätzlichen Bedenken. Der Ausschuß hatte aber ange- 
sichts der Tatsache, daß das deutsche Vergabewesen 
eines der liberalsten innerhalb der EWG-Staaten 
ist, den Richtlinienentwurf mit Sorgfalt zu prüfen, 
um Erschwerungen in der Praxis auszuschließen. 

Die Tatsache, daß nach dem Richtlinienentwurf das 
in der Bundesrepublik bestehende System der fis- 
kalischen Betätigung der öffentlichen Hand und da- 
mit auch das Zuschlagskriterium des „annehmbar- 
sten Angebotes" aufrechterhalten bleibt, hat der 
Ausschuß in diesem Zusammenhang begrüßt. Den- 
noch befürchtet der Ausschuß, daß durch die Aus- 
kunfts- und Unterrichtungspflichten der öffentlichen 
Auftraggeber und der Mitgliedstaaten gegenüber 
dem Beratenden Ausschuß das Verfahren erschwert 
werde und er empfiehlt deshalb, auf diese Aiis- 
kunfts- und Unterrichtungspflichten, wie sic in Ar- , 
tikel 5 und 21 festgelegt sind, zu verzichten. j 

Ebenso empfiehlt der Ausschuß eine Herabsetzung | 
der Fristen. Die in Artikel 10 und 11 vorgesehenen 
Fristen werden für die Auftrag vergebende Stelle 
als zu lang angensehen, weil sie einer zügigen Ab- 
wicklung des Verfahrens entgegenstehen. Weiter 
hält der Ausschuß es nicht für erforderlich, im Rah- 
men der Harmonisierung gemeinsame Vorschriften 
über die Beschreibung technischer Merkmale zu er- 
lassen. Aus diesem Grunde wird die Streichung der 
Artikel 6 und 7 empfohlen. Falls die EWG-Kommis- 
sion beabsichtigen sollte, diese Bestimmungen in die 
Baubeteiligungsrichtlinien aufzunehmen, sollten sie 
nach Auffassung des Ausschusses elastischer den 
Notwendigkeiten der Praxis angepaßt werden. 

Um kleinere Vergabestellen von den Vorschriften 
der Richtlinie freizuslellen, hält der Ausschuß den 
in Artikel 3 Absatz 1 festgelegten Anwendungsbe- 
reich für zu weitgehend und empfiehlt deshalb eine 
Heraufsetzung der Freigrenze von 60 000 auf 300 000 
Rechnungseinheiten 1,2 Mio DM). Dies würde 
bedeuten, daß Bauten der Kommunen nur beschränkt 
erfaßt werden. 

Eingehender hat sich der Ausschuß mit der Frage 
beschäftigt, inwieweit private Konzessionsnehmer 
in die Richtlinie einbezogen werden müssen. Es be- 
stand Übereinstimmung, daß dies im Interesse der 
deutschen Bauindustrie erforderlich ist, und er hat 
davon Kenntnis genommen, daß die Kommission 
beabsichtigt, den Richtlinienentwurf in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstabe d entsprechend zu ändern. 


Die Vorschriften, die die Bekanntmachung betref- 
fen (Artikel 14, 15 und 16), sollten nach Auffassung 
des Ausschusses nochmals dahin gehend überprüft 
werden, ob sie in diesem Umfange für das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes notwendig seien. 
Auf alle Fälle sollten sie auf das Maß herabgesetzt 
werden, das den deutschen Vergabevorschriften ent- 
spricht. 

Der Ausschuß befürchtet, daß durch die in Arti- 
kel 25 vorgesehene Regelung in bezug auf die offi- 
ziellen Wettbewerbslisten in anderen Mitgliedstaa- 
ten Nachteile für die deutsche Bauindustrie ergeben 
können. Er schlägt vor, den Anwendungsbereich des 
Artikels 25 auf diejenigen Staaten zu beschränken, 
die derartige offizielle Listen führen und damit die 
Wirkung dieser Listen auf die Vergabe anderer 
Mitgliedstaaten ausgeschlossen wird. 

Der Ausschuß ist ferner der Auffassung, daß Ar- 
tikel 29 in seinen Zielsetzungen zu unbestimmt ge- 
faßt und in dieser Form auch nicht erforderlich ist, 
zumal er die Ermessensfreiheit der Vergabestellen 
über das für eine Richtlinie erforderliche Maß ein- 
schränkt. Er empfiehlt deshalb die Streichung dieser 
Vorschrift. Dit^selben Überlegungen gelten für den 
Vorschlag auf Streichung des Artikels 34, da durch 
diese Bestimmnung eine über die Geheimhaltungs- 
verpflichtung der Mitgliedstaaten hinausgehende 
Verpflichtung eingeführt werden könnte. 

Schließlich erscheint es dem Ausschuß nicht erfor- 
derlich, daß die Mitgliedstaaten der Kommission alle 
das öffentliche Auftragswesen betreffenden Verwal- 
tungsvorschriften bekanntgeben. Die Bekanntgabe- 
verpflichtung sollte sich auf die wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften beschränken. 

Unabhängig von diesen Änderungsvorschlägen 
ist bei den Beratungen zum Ausdruck gekommen, 
daß Angleichungsmaßnahmen auf einzelnen Gebie- 
ten des Wirtschaftsrechts der Mitgliedstaaten die 
Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen generel- 
ler Art voraussetzen, so daß insoweit eine Beschleu- 
nigung der Arbeiten der EWG anziistreben ist. 

IV. 

Der Ausschuß hat bei Gelegenheit der Beratun- 
gen des Richtlinienentwurfs erneut mit Bedauern 
festgestellt, daß der EWG-Vertrag sowohl den na- 
tionalen Parlamenten als auch dem Europäischen 
Parlament nur einen geringen Einfluß auf die Ge- 
staltung von Rechtsvorschriften und Richtlinien ein- 
räumt, der der Bedeutung des Inhalts dieser Vor- 
schriften und ihrer Auswirkungen nicht entspricht. 
Alle zuständigen Organe sollten bei der bevorste- 
henden Fusion der europäischen Verträge nach 
Möglichkeit suchen, diesen Mangel der Verträge zu 
beheben. In diesem Sinne appelliert der Ausschuß 
an die Bundesregierung, diesen Gedanken bei den 
vorbereitenden Besprechungen jetzt schon zu be- 
rücksichtigen. 


Bonn, den 5. Mai 1965 

Dr. Burgbacher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


I. Der Vorschlag der Kommission der EWG lür 
eine Erste Richtlinie des Rats betreffend die 
Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge sowie der Vorschlag 
der Kommission der EWG zur Änderung der 
allgemeinen Programme für das Niederlas- 
sungsrccht und den Dienstleistungsverkehr 
— Drucksache IV'2508 — wird zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

II. Der Bundestag begrübt im Grundsatz die von 
der EWG-Kommission im Rahmen des Arti- 
kels 100 EWG-Vertrag angestrebte Koordinie- 
rung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Aufträge. Er bittet aber die Bundesregierung, 
bei den weiteren Verhandlungen darauf be- 
dacht zu sein, daß das öffentliche Auftragswosen 
von das Vergabeverfahren bürokratisierenden 
Einzelvorsdiriften verschont bleibt, deren wirt- 
schaftliche Auswirkungen im Mißverhältnis zu 
der dadurch bedingten Belastung der Vergabe- 
steilen stehen. 

III. Im einzelnen sollten in dem Richtlinienentwurt 

a) in Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe d klarge- | 

stellt werden, daß Konzessionserteilungen ; 
auch an private Unternehmen und damit die 
entsprechenden Bauaufträge in Verbindung 
mit Konzessionserteilungen in die Vorsch rit- 
ten einbezog(m worden, j 

b) der in Artikel 3 Abs. 1 festgelegte Anwen- j 
dungsbereich auf 300 000 Rechnungseinheu- I 
ten angehoben werden, 

c) auf die in den Artikeln 5 und 21 vorgeseht'- 
non Auskunfts- und Unterrichtungspflichten 
der öffentlichen Auftraggeber und der Mit- 
gliedstaaten gegenüber dem Beratenden 
Aussdiuß verzichtet werden, 

d) der Abschnitt II (Artikel 6 und 7) gestrichen 

werden, ; 


die Fristen in Artikel 
bemessen werden: 

Artikel 10: 

im ersten Absatz 

10 und 

11 wie folgt 

statt 

im zweiten Absatz 

35 Tage 

28 Tage, 

statt 

Artikel 1 1 ; 

im ersten Absatz 

49 Tage 

32 Tage, 

statt 

iin dritten Absatz 

21 Tage 

7 Tage, 

im vierten Absatz 

21 Tage 

(wie bisher), 

statt 

35 Tage 

25 Tage, 


1) die Artikel 14, 15 und 16 

1. zunädist dahin überprüft werden, ob sie 
über das für das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes notwendige Maß 
hinausgehen, 

2. falls gegen diese Vorschriften rechtliche 
Bedenken nicht bestehen, die Angaben 
in den Artikeln 14, 15 und 16 auf das 
Maß herabgesetzt werden, das den deut- 
schen Vergabe- Vorschriften entspricht, 

g) dem Artikel 25 Abs. 1 der folgende Zusatz 
angefügt werden: 

„Die Eintragung in diese Listen hat nur im 
Hoheitsgebiet derjenigen Mitgliedstaaten 
Geltung, in welchen sie geführt werden. Sie 
ersetzt nicht die im übrigen notwendige 
Prüfung der Eignungskriterien.", 

h) die Artikel 29 und 34 gestrichen werden, 

i) in Artikel 40 klargestellt werden, daß der 
Kommission von den Mitgliedstaaten nur 
der Wortlaut der wichtigsten innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften zu übermitteln ist, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallen- 
den Gebiet erlassen. 


Bonn, den 5. Mai 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Dr. Burgbacher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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